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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

EFK Eidgendssische Finanzkontrolle

v Invalidenversicherung

SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt

EO Erwerbsersatzordnung

ATSG Bundesgesetz Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats

CDF Contrdle fédéral des finances

Al Assurance-invalidité

SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents

APG allocations pour perte de gain

LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

In der Wintersession 2016 behandelte der Stéanderat den Entwurf zum
Ausgleichsfondsgesetz. Dieser hat die Errichtung einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt -
der Compenswiss - zur Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO zum Inhalt.
Als Kommissionssprecher erklarte Pirmin Bischof (cvp, SO), dass die SGK-SR einen
Zusatzbericht zu drei offenen Fragen verlangt hatte. Dabei habe sich insbesondere
gezeigt, dass der zu behandelnde Gesetzesentwurf fir eine gesetzliche Regelung der
Ruckzahlung der IV-Schuld ab 2018 dringend sei. Zudem solle geméss Zusatzbericht die
Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) nicht in die Compenswiss integriert werden, da dies
einen unverhaltnismassigen Aufwand mit sich bringen wirde. Schliesslich klarte der
Bericht, dass in Zukunft anstelle der drei Ausgleichsfonds die neue Anstalt mit ihrem
Gesamtvermogen gegen aussen hafte.

In der Detailberatung beabsichtigte die SGK-SR - abweichend vom Bundesrat - nicht
die Eidgendssische Finanzkontrolle, die diese Aufgabe bisher Gbernommen hatte, als
Revisionsstelle zu beauftragen, sondern diesen Auftrag durch den Verwaltungsrat der
Compenswiss vergeben zu lassen. Dies sei, so Hans Stockli (sp, BE), aus dem Blickwinkel
der  Compliance  schwierig. Entsprechend beantragte er mit einer
Kommissionsminderheit, in  diesem Punkt dem Bundesrat zu folgen.
Kommissionssprecher Bischof entgegnete diesbezlglich, dass sich der Bund zwar mit
fast CHF 12 Mrd. an der Finanzierung der AHV beteilige, aber eben nicht als Einziger
beteiligt sei. Die Frage der Unabhangigkeit der Revisionsstelle gelte als wichtiges
Erfordernis und eine Loslésung von der EFK trage dem Einwand Rechnung, der Staat
solle nur dann Dienstleistungen anbieten, wenn der private Markt dies nicht
zufriedenstellend tue. Da es aber gerade im internationalen Umfeld genugend
entsprechende Firmen gebe, andere Unternehmen wie zum Beispiel die SUVA eine
ahnliche Regelung kennen und die Oberaufsichtskompetenz der Bundesversammlung
erhalten bleibe, sei die Losung der SGK-SR zu bevorzugen. Dies Uberzeugte eine
dusserst knappe Mehrheit des Standerats: Mit 21 zu 20 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde
der Antrag der Mehrheit angenommen.

Ebenfalls diskutiert wurde auf Antrag von Liliane Maury Pasquier (sp, GE), ob der Bund
auch Uber das Jahr 2017 hinaus und bis zur definitiven Entschuldung den jahrlichen
Zinsaufwand auf dem IV-Verlustvortrag Gbernehmen solle. Paul Rechsteiner (sp, SG)
begriindete diese Forderung damit, dass man diese Ubernahme der Schulden durch
den Bund 2010 beschlossen hatte, weil nicht die AHV fur die Schulden verantwortlich
war, sondern der Bund. Entsprechend solle man auch heute nicht die AHV dafur blssen
lassen. Durch die Ubernahme dieser Zinsen ware die Entschuldung der IV bei der AHV
nach heutigen Prognosen ein Jahr friher moglich. Wiederum entgegnete Pirmin
Bischof, dass die Entschuldung unter anderem aufgrund des Tiefzinsumfelds schneller
vorangehe als geplant. Dass der IV-Ausgleichsfonds seine Schulden verzinsen musse, sei
richtig, jedoch solle die Ubernahme dieser Zinsen durch den Bund nur temporér sein
und daher wie geplant Ende 2017 enden. Anschliessend solle der IV-Ausgleichsfonds
dem AHV-Ausgleichsfonds den entsprechenden Zins bezahlen. Dies halte auch den
Druck zur Sanierung der IV weiter hoch. Der Standerat nahm diesen Antrag der
Mehrheit mit 28 zu 13 Stimmen (O Enthaltungen) an und sprach sich anschliessend in
der Gesamtabstimmung einstimmig fiir das Ausgleichsfondsgesetz aus. '

Im November 2016 reichte die SGK-SR ein Postulat ein, mit dem die Kinderrenten der
ersten Saule - konkret der Export von Kinder- und Waisenrenten an Pflegekinder ins
Ausland - vertieft analysiert werden sollen. Insbesondere die Praxis der Uberpriifung
der  Anspruchsvoraussetzungen, die  Ziellander  dieser  Leistungen, die
Lebenshaltungskosten und Kaufkraft in diesen Landern sowie die Familien- und
Wirtschaftssituation der Betroffenen sollen untersucht werden. Grund daflr sei, so
erklarte  Pirmin  Bischof (cvp, SO) in der Sténderatsdebatte wéhrend der
Frihjahrssession 2017, dass verschiedenen Berichten zufolge vor allem altere Manner
mit hohen Einkommen und Kindern aus einer zweiten Ehe von Kinderrenten profitieren
wirden. Zudem héatten auch Kinder von Schweizerinnen und Schweizern, die nach einer
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Heirat im Ausland geboren werden, die mit einer auslandischen Partnerin oder einem
auslandischen Partner gezeugt werden oder die aus der ersten Ehe der Partnerin oder
des Partners stammen, Anspruch auf eine Rente. Wie haufig dies in den verschiedenen
Regionen der Welt vorkomme, solle daher in einem Bericht erfasst werden. Der
Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme und der Standerat, der es gleich im
Anschluss an den Entwurf zu den parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und
Rossini (13.477) und an seine Entscheidung, dass auch in Zukunft Kinderrenten
ausbezahlt werden sollen, behandelte, nahm das Postulat stillschweigend an. ?

Die meisten Differenzen im Ausgleichsfondsgesetz bereinigte der Standerat bereits in
der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens. So pflichtete er dem
Nationalrat bei, dass es aus Sicht der Corporate Governance richtig sei, dass der
Bundesrat und nicht der Verwaltungsrat die Wahl der Revisionsstelle vornehme. Auch
bezuglich zweier falscher, respektive unnoétiger Formulierungen stimmte er dem
Nationalrat zu. Einzig bei der Frage, ob der Bundesrat das Organisationsreglement der
Anstalt genehmigen musse oder nicht, entschied sich die kleine Kammer fur Festhalten.
Als Kommissionssprecher wies Pirmin Bischof (cvp, SO) darauf hin, dass der Bund mehr
als 10 Milliarden Franken pro Jahr zum AHV-Fonds beitrage und es sich bei den Fonds
um eine ausgegliederte offentlich-rechtliche Aufgabe handle. Entsprechend sei es
angebracht, dass der Bundesrat die Genehmigung vornehme.

In diesem letzten Punkt lenkte der Nationalrat gegen eine starke Minderheit aus SVP
und teilweise FDP.Die Liberalen mit 118 zu 70 Stimmen (0 Enthaltungen) ein. In den
Schlussabstimmungen hiess der Standerat das Ausgleichsfondsgesetz einstimmig gut,
wahrend sich die Fronten im Nationalrat kaum verdndert hatten (129 zu 67 Stimmen, O
Enthaltungen). *

In der Herbstsession 2018 behandelte der Standerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Fir die SGK-SR erkléarte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge flr alle Sozialversicherungszweige gelten wirden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht Uberarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frihling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grésseren Anderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
kénnen. Kommissionssprecher Bischof erkléarte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden konnten. Deshalb reiche es fur die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ahnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzibertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschréanken wurde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission.
Zudem entschied sich der Standerat, den Versicherten nicht die vollstandigen Kosten,
die durch Uberwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die «angemessenen Mehrkosten» zu
beschréanken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) fir
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer starkeren Belastung der Kantone gefuhrt, erklarte die
Minderheitsfihrerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewahrung einer unentgeltlichen Prozessfuhrung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Standerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesratlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Sténderat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. *

1) AB SR, 2016, S. 1015 ff.

2) AB SR, 2017, §.129 f.

3) AB NR, 2017, 5.1222; AB NR, 2017, S. 934 f.; AB SR, 2017, S. 363 f.; AB SR, 2017, S. 541

4) AB NR, 2018, S. 666 ff.; Medienmitteilung SGK-SR vom 23.3.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 29.6.18
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